
Linie nodi einmal kameradschaftlich und kritisch auf 
den betreffenden Bürger eingewirkt werden, daß er 
seiner Verpflichtung zur Entschuldigung oder öffent­
lichen Zurücknahme einer Beleidigung oder Verleum­
dung nachkommt. Mit Ausnahme der Geldbuße kön­
nen in der erneuten Beratung aber auch andere geeig­
nete Erziehungsmaßnahmen festgelegt werden. So kann 
z. B. die öffentliche Zurücknahme einer Beleidigung oder 
Verleumdung durch die Veröffentlichung der Entschei­
dung ersetzt werden (§§ 21 Abs. 3, 60 Abs. 3 KKO und 
§§ 21 Abs. 3, 58 Abs. 3 SchKO).
Das GGG hebt die Bedeutung der Empfehlungen zur Be­
seitigung festgestellter Ursachen und Bedingungen von 
Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverletzungen sowie zur 
Überwindung von Mängeln und Ungesetzlichkeiten her­
vor (§14 GGG)7. Dieses bewährte Instrument der KK 
und SchK findet sowohl in der KKO als auch in dei 
SchKO (§ 22 Abs. 1) eine weitere Ausgestaltung. Das 
Ziel der Empfehlungen ist es, zur Festigung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit beizutragen. Der Durch­
setzung der Empfehlungen dient die neue Bestimmung, 
daß der Staatsanwalt des Kreises zu verständigen ist, 
wenn bei Nichtbeachtung einer Empfehlung Ungesetz­
lichkeiten bestehenbleiben (§ 22 Abs. 3 KKO und 
SchKO).
Für die KK ist von besonderer Bedeutung, daß die Be­
triebsleiter, die leitenden Mitarbeiter des Betriebes und 
die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen verpflichtet 
sind, bei der Verwirklichung der Empfehlungen mitzu­
wirken und die Kontrolle der Durchsetzung zu unter­
stützen <§ 23 Abs. 1 KKO). Dazu gehört auch die Pflicht, 
in Belegschafts- und Gewerkschaftsversammlungen zu 
berichten; wie und mit welchem Ergebnis die Empfeh­
lungen verwirklicht werden.

Beratung über Arbeitsrechtssachen
Ein wichtiger Teil der Arbeit der KK ist die Behand­
lung von Arbeitsrechtssachen. Die Beratungen über 
diese Rechtsstreitigkeiten haben seit 15 Jahren wesent­
lich zur Verwirklichung des sozialistischen Arbeits­
rechts in den Betrieben und Einrichtungen beigetragen8. 
Die KKO berücksichtigt die,bisher gesammelten Erfah­
rungen auf diesem Gebiet und gibt den KK-Mitgliedern 
eine konkrete Anleitung. Die Beratung' der KK dient 
der Durchsetzung der gesetzlich garantierten Rechte der 
Werktätigen sowie der Beseitigung von Hemmnissen 
bei der Erfüllung von Aufgaben des Betriebes. 
Hinsichtlich der Zuständigkeit der KK wurden die bis­
herigen Bestimmungen ergänzt. Als gesetzliche Grund­
lage für die Beratung von Arbeitsrechtssachen werden 
heben dem GBA auch die anderen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen einschließlich der Rahmenkollektiv- und 
Tarifverträge, der Betriebskollektivverträge und der 
Arbeitsordnungen genannt. Die Aufzählung der mei­
sten von den KK zu entscheidenden Streitfälle wird 
ebenso wie die Aufführung der rechtlichen Grundlage 
dazu beitragen, daß die KK bereits beim Eingang des 
Antrags ihre Zuständigkeit ohne Verzögerung feststel­
len kann (§ 24 Abs. 1 und 2 KKO). Nach wie vor ist die 
Beratung und Entscheidung durch die KK Vorausset­
zung für die Inanspruchnahme des Kreisgerichts.
In der KKO wird auch die mit dem 2. Gesetz zur Ände­
rung und Ergänzung des GBA vom 23. November 1966 
(GBl. I S. 111) erweiterte Befugnis der KK zur Entschei­
dung über Einsprüche von Werktätigen gegen Diszipli­
narmaßnahmen berücksichtigt.

7 Vgl. Kranke / Hantsche, „Die Tätigkeit der Konfliktkomis- 
sionen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts aus der Sicht der 
Gewerkschaften“, NJ 1968 S. 275.
8 vgl. Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zur Zu­
sammenarbeit der Gerichte mit den Konfliktkommissionen 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 27. März 1968 (NJ 1968 
S. 261).

Die KK entscheidet auch-weiterhin über Anträge auf 
Durchführung eines erzieherischen Verfahrens wegen 
Verletzung der Arbeitsdisziplin. Sie hat das Recht, Er­
ziehungsmaßnahmen festzulegen (§ 29 Abs. 2 KKO). Bei 
einem solchen Antrag des Betriebsleiters gern. §109 
Abs. 3 GBA oder des Komitees und der Inspektionen 
des Komitees der Arbeiter-und-Bauem-Inspektion auf 
Durchführung eines solchen erzieherischen Verfahrens 
ist jedoch sehr gründlich zu prüfen, ob die Sache zur 
Beratung vor der KK geeignet ist. Hat z. B. ein Werk­
tätiger bereits wiederholt auf die erzieherische Einwir­
kung durch die KK nicht reagiert, so kann die KK von 
ihrem Recht Gebrauch machen, den Antrag ohne Bera­
tung zurückzuweisen (§ 28 Abs. 2 KKO). Der Betriebs­
leiter muß dann dafür sorgen, daß andere erzieherische 
Maßnahmen getroffen werden.
Ihrem neuen Charakter als gesellschaftliche Gerichte 
entsprechend sind die KK nicht mehr für die Beratung 
von Moralverletzungen zuständig. Das ist künftig die 
Aufgabe der Gewerkschaftsgruppen und Arbeitskollek­
tive, wie das bisher z. T. in der Praxis bereits üblich 
war. Der 7. FDGB-Kongreß hat gezeigt, daß die Gewerk­
schaften dazu beitragen, den Prozeß der Entwicklung 
sozialistischer Persönlichkeiten zu fördern, und damit 
aktiv für die Einhaltung der Grundsätze der sozialisti­
schen Moral eintreten.
Auch über Sozialversicherungssachen beraten die KK 
nicht mehr. Einsprüche gegen einen Bescheid der BGL 
oder der Verwaltung der Sozialversicherung des Kreis­
vorstandes des FDGB werden von den Kreisbeschwerde­
kommissionen — also Organen der Gewerkschaften — 
behandelt. Die Beschwerdekommissionen sind Bestand­
teil der Selbstverwaltung der Sozialversicherung durch 
die Versicherten und leisten bereits seit Jahren einen 
großen Beitrag zur Lösung von Konflikten in Sozial­
versicherungssachen.
Die KKO enthält auch Bestimmungen über die inhalt­
lichen Anforderungen an die vom Betriebsleiter gestell­
ten Anträge in Arbeitsrechtssachen (§ 25 Abs. 2 KKO). 
Dazu gehört z. B., festgestellte Ursachen und Bedingun­
gen des Konflikts darzulegen und Hinweise zu deren 
Überwindung zu geben. Damit wird der KK die Vorbe­
reitung und Durchführung der Beratung erleichtert und 
werden Voraussetzungen für einen hohen erzieheri­
schen Wert der Aussprache und Entscheidung geschaf­
fen.
Die KK kann Anträge des Betriebes, die den gesetz­
lichen Anforderungen nicht entsprechen, zurückgeben 
und die Beseitigung der Mängel verlangen. Für die An­
träge der Werktätigen wurden solche Anforderungen in 
die KKO nicht aufgenommen. Es wird jedoch auch für 
sie sehr zweckmäßig sein, diese Anforderungen so weit 
wie möglich zu beachten.
Stellt die KK ihre Unzuständigkeit fest, so verweist sie 
den Antragsteller nach vorheriger Beratung an das für 
die Lösung des Konflikts zuständige Organ (§26 KKO). 
Der Beschluß über die Verweisung kann auch Empfeh­
lungen gemäß § 14 GGG und § 2 2  KKO zur Beseitigung 
festgestellter Ursachen und Bedingungen des Konflikts, 
die sich bereits nach Prüfung des Antrags zeigten, aus­
sprechen.
Grundsätzlich haben — wie in der bisherigen Regelung 
— Antragsteller und Antragsgegner persönlich an der 
Beratung teilzunehmen. Nur für bestimmte Ausnahme­
fälle wurde; vorgesehen, daß sich der Antragsteller oder 
der Antragsgegner durch einen anderen Bürger, z. B. 
einen Arbeitskollegen oder den Ehepartner, vertreten 
lassen kann. Ein solcher Ausnahmefall wäre z. B. bei 
längerer Krankheit oder sonstiger längerer Abwesen­
heit, durch die das Erscheinen zur Beratung nicht mög­
lich oder nicht zumutbar ist, gegeben. In Arbeitsrechts­
sachen wird — im Unterschied zu den anderen Zustän-
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